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GENERALSEKRETäR LAURENZ MEYER: 

Bessere Politik nur durch 
eine starke Union 

„Deutschland braucht 
dringend den Kurswech- 
sel." Aufseiner ersten Pres- 
sekonferenz im neuen Jahr 
am 9. Januar zieht General- 
sekretär Laurenz Meyer 
diesen Schluss aus einem 
neuen Rekord der Arbeits- 
losenzahlen und einer rot- 
grünen Politik mangelnder 
Entschlusskraft und der 
Tatenlosigkeit. 

Um den Bürgerinnen und 
Bürgern das ganze Ausmaß 

des Versagens der Schröder- 
Regierung vor Augen zu 
führen und ihnen vor allen 
Dingen die Konzepte der bes- 
seren Politik der Union vor- 
zustellen, gab der Generalse- 
kretär in Berlin das Startzei- 
chen für eine Kampagne, de- 
ren Höhepunkt eine bundes- 
weite Aktionswoche aller 
Orts- und Kreisverbände der 
CDU vom 25. Januar bis zum 
1. Februar sein wird. 
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'VOR   DEN   LANDTAGSWAHLEN 

Laurenz Meyer: Zwei Botschaften 
stehen im Mittelpunkt der Kampagne 

• Rot-Grün führt unser 
Land weiter in die Krise. 
• Nur eine starke Union 
erhöht die Chancen für 
eine bessere Politik in 
Deutschland. 

Das Ziel unserer 
Kampagne: 

Kurswechsel für Deutsch- 
land. Eine wichtige Etappe 
auf dem Weg dahin werden 
die Wahlsiege von Roland 
Koch und Christian Wulff 
bei den Landtagswahlen am 
2. Februar in Hessen und in 
Niedersachsen sein. 

Die Materialien: 
Für Aktionen und Veran- 
staltungen stehen den Glie- 
derungen der CDU zur Ver- 
fügung: • Plakate (DIN A1 / 
DIN AO sowie als Wandzei- 
tung) • das Verteilmittel 
„Das kostet Sie Rot-Grün". 

Aktionszeitung: 
Jedem Kreisverband außer- 
halb von Hessen und von 
Niedersachsen hat die CDU- 
Bundesgeschäftsstelle    für 
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Das kostet Sie 
Rot-Grün. 

CDU 

die Teilnahme an der Akti- 
onswoche - auf Bestellung - 
ein kostenloses „Startpa- 
ket" angeboten. Es enthält 
500 Exemplare einer vier- 
seitigen Aktionszeitung 
(siehe auch Seite 21). 

Online: 
Im CDUNet stehen für die 
Kampagne zur Verfügung: • 
Muster-Rede • Muster-Pres- 
semitteilungen • Argu-Kar- 
ten • Aktionsvorschläge • 
aktuelle Flugblätter und • 
Vorlagen für Kleinanzeigen. 

Über die öffentliche Website 
www. cdu. de bietet die 
CDU-Bundesgeschäftsstelle 
eine Aktionsplattform und ei- 
nen E-Mail-Newsletter an. 

Meine herzliche 
Bitte an die Partei: 

Beteiligen Sie sich an dieser 
Aktionswoche. Nutzen Sie 
die große Aufmerksamkeit 
von Öffentlichkeit und Me- 
dien unmittelbar vor den 
Landtagswahlen, um un- 
sere Anhänger zu mobili- 
sieren. 
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ZUM   JAHRESWECHSEL 

Angela Merkel: Dieser Regierung steht 
eine starke Opposition gegenüber 

Liebe Freunde, 

ein arbeits- und ereignis- 
reiches Jahr geht zu Ende. 
Wir haben gemeinsam einen 
langen und harten Bundes- 
tagswahlkampf geführt. Un- 
ser großes Ziel, die Ablö- 
sung der rot-grünen Bundes- 
regierung und die Über- 
nahme der Regierungsver- 
antwortung für Deutsch- 
land, haben wir am Ende lei- 
der nicht erreichen können. 
Seit dem 22. September wird 
deshalb klarer denn je: Die- 
se Regierung braucht eine 
starke Opposition, die ihre 
Kontrollfunktion kraftvoll 
wahrnimmt und falscher Po- 
litik entschiedenen Wider- 
spruch entgegensetzt. 

Das Land braucht eine 
schlagkräftige CDU 

Dieses Land braucht eine 
starke, selbstbewusste CDU, 
die ihre Alternativen für eine 
bessere Politik in Deutsch- 
land klar und vernehmbar 
formuliert. Dieses Land 
braucht eine schlagkräftige 
CDU, die sich den notwen- 
digen Auseinandersetzun- 
gen mit dem politischen 
Gegner entschlossen stellt 
und     sozialdemokratische 

Brief der Partei- 
vorsitzenden zum 
Jahreswechsel an 
die Mandats- und 
Funktionsträger 

der CDU 

Allmachtsphantasien, wie 
sie in dem unsäglichen 
Spruch des SPD-Generalse- 
kretärs von der „Lufthoheit 
über den Kinderbetten" zum 
Ausdruck kommen, in die 
Schranken weist. 

Dazu haben wir mit der 
vergangenen Bundestags- 
wahl die Grundlagen ver- 
bessert. Die Union aus CDU 
und CSU hat sich im Wahl- 
kampf, aber auch darüber 
hinaus, in großer personeller 
und programmatischer Ge- 
schlossenheit präsentiert. 
Dies ist ein Pfund, mit dem 
wir auch in Zukunft wu- 
chern können. Gemeinsam 
haben wir uns ein Wahler- 
gebnis erarbeitet, das uns 
wieder auf gleiche Augen- 

höhe mit dem politischen 
Gegner gebracht hat. Wir 
alle wissen, dass dies nach 
den schwierigen Proble- 
men, die wir in den zurück- 
liegenden Jahren zu bewäl- 
tigen hatten, keineswegs 
selbstverständlich war. Da- 
zu haben viele ihren Beitrag 
geleistet, ganz maßgeblich 
vor allem aber Sie und Ihre 
Mitstreiter mit Ihrem Enga- 
gement in den Landes-, den 
Bezirks-, den Kreis- und 
Ortsverbänden sowie den 
Vereinigungen unserer Par- 
tei. Dafür sage ich Ihnen ein 
ganz herzliches Wort des 
Dankes. 

Hoch motiviert 
und zuversichtlich 

Unsere Freunde in Hes- 
sen und Niedersachsen ste- 
hen bereits wieder mitten in 
einem Wahlkampf. In weni- 
gen Wochen schon, am 2. 
Februar, werden in diesen 
beiden wichtigen Bundes- 
ländern die Landtage ge- 
wählt. Die CDU tritt in bei- 
den Ländern mit hervorra- 
genden Spitzenkandidaten 
an, unsere Partei ist hoch 
motiviert und zuversicht- 
lich. In Hessen hat Roland 
Koch als Ministerpräsident 
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'Zu M   JAHRESWECHSEL 

eine beeindruckende Lei- 
stungsbilanz vorzuweisen. 
Unter seiner Führung, unter 
der Führung der CDU ist es 
gelungen, aus Hessen in den 
vergangenen vier Jahren ein 
Erfolgsland zu machen. Am 
2. Februar geht es deshalb 
darum, dass Roland Koch 
als Ministerpräsident be- 
stätigt wird und Hessen in 
der Erfolgsspur bleibt. Am 
2. Februar geht es aber auch 
um einen Wechsel, und zwar 
in Niedersachsen: für einen 
kompetenten und seriösen 
Ministerpräsidenten, für ei- 
ne bessere und erfolgrei- 
chere Politik für dieses Land 
und seine Menschen. Dafür 
steht Christian Wulff mit 
seiner Mannschaft. 

Rot-Grün hat jedes 
Vertrauen verspielt 

Liebe Freunde, wohl nie 
zuvor hat eine wieder ge- 
wählte Bundesregierung so 
rasant Vertrauen verspielt 
und Erwartungen getäuscht 
wie Rot-Grün in diesem 
Jahr. Die Bürger unseres 
Landes erleben seit dem 
Wahltag eine Regierung, die 
erkennbar ohne jede Rich- 
tung, ohne tragfähige Kon- 
zepte und ohne gestaltende 
Kraft ist, eine Koalition, de- 
ren innere Bindewirkung 
sich mittlerweile auf den 
bloßen   Machterhalt   redu- 

ziert hat. Politische Beob- 
achter und Experten sind 
sich einig wie selten: Der 
von der Regierung einge- 
schlagene Kurs in den 
Steuer-, Abgaben- und 
Schuldenstaat löst keines 
unserer Probleme in der 
Wirtschaft und auf dem Ar- 
beitsmarkt, sondern ver- 
schärft sie zusätzlich. 

Führt der politische Kurs 
von Rot-Grün, soweit er 
überhaupt erkennbar ist, in 
die falsche Richtung, so ist 
der politische Stil der Koali- 
tion - Lug und Trug im 
Wahlkampf, chaotische 
Entscheidungsfindungspro- 
zesse, rücksichtslose Unter- 
ordnung aller Sachfragen 
unter Partei- und Machtin- 
teresse-dazu angetan, Frust 
und Verdruss in der Bevöl- 
kerung zu fördern, Ver- 
trauen in politische Füh- 
rungs- und Gestaltungskraft 
zu schwächen, das Ansehen 
von Politikern und Parteien 
zu schädigen. 

Wettbewerb um die 
besten Köpfe 

In der Sache ist unsere 
Haltung klar: Die Vor- 
schläge von CDU und CSU 
für ein Zuwanderungsge- 
setz liegen auf dem Tisch. 
Die Zuwanderung nach 
Deutschland muss begrenzt 
und gesteuert werden. Wir 

wollen den Wettbewerb um 
die besten Köpfe. Wir leh- 
nen eine ungesteuerte Zu- 
wanderung in unsere sozia- 
len Sicherungssysteme ab. 
Vielmehr treten wir ent- 
schieden dafür ein, die Inte- 
gration der hier in Deutsch- 
land bereits lebenden Aus- 
länderinnen und Ausländer 
zu verbessern. Diesen Krite- 
rien muss die Arbeit für ein 
Zuwanderungsgesetz in den 
nächsten Wochen und Mo- 
naten gerecht werden. 

Mit dem Zuwanderungs- 
gesetz ist auch das letzte der 
so genannten „Reform"- 
Projekte von Rot-Grün ge- 
scheitert. Auch die Steuerre- 
form ist mit ungewissem 
Ausgang verschoben wor- 
den, das Scheinselbstständi- 
gengesetz gleichsam abge- 
schafft, die alte 630-DM- 
Job-Regelung hinfällig ge- 
worden, und die so genannte 
Jahrhundertreform bei der 
Riester-Rente hat nicht ein- 
mal ein Jahr Bestand gehabt. 
Das ist Bilanz von vier Jah- 
ren Rot-Grün, die wir zu den 
Menschen tragen werden. 

In dieser Situation setzen 
mehr und mehr Menschen 
ihre Hoffnungen wieder in 
uns, die CDU. Wir werden 
sie nicht enttäuschen. Wir 
wissen: Wir tragen eine 
große Verantwortung für 
dieses Land. Wir sind bereit 
und in der Lage, diese Ver- 
antwortung  tatkräftig   und 
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ZUM   JAHRESWECHSEL 

UMFRAGE: Knapp vier Wochen vor den Landtags- 
wahlen in Hessen und in Niewdersachsen liegt die CDU 
nach einer Forsa-Umfrage weit vor den Sozialdemokra- 
ten. • Wenn die Wahlen heute stattfinden würden, käme 
die CDU in Hessen auf 47 Prozent und erhielte 15 Pro- 
zent mehr als die SPD. • In Niedersachsen hätte die CDU 
einen Vorsprung von zehn Prozent und käme auf 46 Pro- 
zent aller Wählerstimmen: gegenüber dem Ergebnis bei 
den Landtagswahlen 1998 ein Zugewinn von ebenfalls 
zehn Prozent. 

zur Zukunft der sozialen 
Sicherungssysteme einge- 
setzt, die ihre Arbeit im Ja- 
nuaraufnehmen und ihre Er- 
gebnisse Ende nächsten Jah- 
res vorlegen wird. 

Ich zähle auch weiter- 
hin auf Ihr Engagement 

und Ihre Hilfe 

wirksam wahrzunehmen. 
Dabei werden wir, wie wir 
dies beispielsweise im Ver- 
mittlungsausschuss beim 
Thema Mini-Jobs getan ha- 
ben, immer dort konstruktiv 
und kooperativ mitwirken, 
wo dies in der Sache ver- 
nünftig und im Interesse un- 
seres Landes ist. 

Unsere Alternative 
dagegen setzen 

Dort, wo die Politik von 
Rot-Grün in die falsche 
Richtung geht und die Pro- 
bleme unseres Landes ver- 
schärft, werden wir uns kri- 
tisch und mit gebotener 
Schärfe mit Rot-Grün aus- 
einandersetzen und unsere 
politische Alternative dage- 
gen setzen. 

Diese Alternative bietet 
die Union zum einen mit 
ihrem nach wie vor gültigen 
Regierungsprogramm an. 
Zum anderen nutzen wir die 
vor uns liegende Legislatur- 

periode, unseren Weg der 
programmatischen Weiter- 
entwicklung fortzusetzen. 
Besonders intensiv werden 
wir uns mit der demographi- 
schen Entwicklung zu be- 
fassen haben. Wenn wir 
2006 vor die Wähler treten, 
werden wir Auskunft geben 
müssen über unsere Gestal- 
tungsvorschläge bis zum 
Jahre 2010. Dann wird ab- 
sehbar sein, dass die Zahl der 
über 60jährigen Menschen 
eine Mehrheit in der Gesell- 
schaft bildet. Diese Ent- 
wicklung hat weitreichende 
Konsequenzen fürunserGe- 
sundheitswesen wie für die 
Systeme der Allerssiche- 
rung. Zugleich werden wir 
gesellschaftliche Verände- 
rungsprozesse erleben, die 
auch zu politischen Konse- 
quenzen führen müssen. 
Hier kommen Fragen auf 
uns zu, für die wir jetzt be- 
ginnen müssen, Lösungs- 
wege zu entwickeln. Der 
CDU-Bundesvorstand hat 
deshalb eine  Kommission 

Liebe Freunde, ich kann 
Ihnen nicht versprechen, 
dass das neue Jahr 2003 we- 
niger arbeitsreich wird als 
das abgelaufene Jahr. Nach 
den Wahlen im Februar ste- 
hen im Mai und September 
wichtige Landtagswahl- 
kämpfe unserer Freunde in 
Bremen und der CSU in 
Bayern an. Im Bund nehmen 
wir die uns zugewiesene 
Aufgabe mit Tatkraft und 
Konsequenz wahr. Wir sind 
die bessere politische Alter- 
native für unser Land und 
seine Menschen. Dazu zähle 
ich auch weiterhin auf Ihr 
Engagement und auf Ihre 
Unterstützung. Ich wünsche 
Ihnen und Ihren Familien 
und Ihren Freunden ein er- 
folgreiches Neues Jahr und 
Gottes Segen. 

Mit freundlichen Grüßen 

Cu^k Yio^ui 
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'KOMMISSION   „ B üRGERPARTEI" 

KLARE  ZIELE,   NEUE  WEGE 

Wir wollen Brücken des Dialogs in alle 
Gruppen der Gesellschaft hinein bauen 

Der Bundesvorstand setzt 
zur Verbesserung der po- 
litischen Arbeit der CDU 
Deutschlands eine Kom- 
mission „Bürgerpartei" 
unter Leitung des Gene- 
ralsekretärs ein. 

Auf dem Weg von der In- 
dustrie- zur Wissensgesell- 
schafterleben wir zu Beginn 
des 21. Jahrhunderts einen 
rasanten Wandel unserer 
Gesellschaft. Dies zeigt sich 
nicht zuletzt auch an der Art 
und Weise, wie Menschen 
heute bereit sind, Bindun- 
gen dauerhaft einzugehen; 
es zeigt sich gleichermaßen 
an den sich gegenüber früher 
veränderten Kommunikati- 
onsmöglichkeiten. 

Alle Organisationen, 
auch die pol itischen Parteien, 
stehen vor der Herausforde- 
rung, aus diesen Verände- 
rungen Schlüsse für ihre ei- 
gene Arbeit zu ziehen. Die 
CDU tut dies auf der Grund- 
lage ihres Menschenbildes 
und ihrer wertgebundenen 
Grundsätze. Unser Ziel ist es, 
Brücken des Dialoges in alle 
Gruppen der Gesellschaft 
hinein zu bauen, um eine gül- 
tige Politik aus der Mitte der 
Gesellschaft heraus formu- 
lieren zu können. 

BESCHLUSS   DES 
BUNDESVOR- 

STANDS   AM 
16.   DEZEMBER 

Der Bundesvorstand er- 
wartet von der Kommission 
einen Bericht, der in einem 
umfassenden, über Sat- 
zungsfragen hinausgehen- 
den Ansatz die vielschichti- 
gen Dimensionen politi- 
scher Arbeit untersucht und 
Wege und Strategien zur 
Optimierung beschreibt. 
Beispielhaft weist der Bun- 
desvorstand auf folgende 
Fragestellungen hin: 

1. Alle Großorganisationen 
- ausgenommen der Sport - 
leiden unter Mitglieder- 
schwund. Die Bereitschaft, 
sich zu binden, nimmt ab. 
Das ehrenamtliche Engage- 
ment in vielen Bereichen ist 
nach wie vor groß. Das par- 
teipolitische Engagement 
allerdings geht zurück. Wie 
kann die CDU das politische 
Engagement befördern, wie 
kann eine Mitgliedschaft in 
der CDU in neuer Weise 
wieder attraktiv gemacht 
werden? Welche Möglich- 

keiten gibt es, die Rechte der 
Mitglieder in der CDU zu 
stärken? In welchen Feldern 
kann die CDU engagement- 
bereiten Bürgern über die 
Mitgliedschaft hinaus 
Handlungsmöglichkeiten 
anbieten? Wie kann sie an 
politischen Themen interes- 
sierten Mitgliedern und An- 
hängern ein besseres Forum 
bieten? Wie kann sich die 
CDU wieder stärker im vor- 
politischen Raum verwur- 
zeln? 

2. Die Mitgliederschaft der 
CDU altert; es steht zuneh- 
mend weniger politischer 
Nachwuchs bereit. Welche 
Möglichkeiten hat die CDU, 
gezielt junge Menschen für 
sich zu gewinnen und in po- 
litische Verantwortung zu 
bringen? Wie kann Politik 
auch für Quereinsteiger at- 
traktiv gemacht werden? 
Wie kann auch die derzeit in 
vielen Bereichen fehlende 
mittlere Generation für die 
CDU gewonnen werden? 
Wie können die Mitglieder 
argumentativ gestärkt und 
weitergebildet werden? Mit 
welchen Zielen und Instru- 
menten folgt die CDU dem 
auch in anderen Bereichen 
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ARBEITSLOSIGKEIT 

üblichen Trend zur Profes- 
sionalisierung? Wie gelingt 
dabei die Verzahnung gut 
geschulter Hauptamtlicher 
mit den ehrenamtlich Täti- 
gen? 

3. Die Individualisierung 
von Lebensstilen und Inter- 
essen nimmt zu. Die Bürger 
erwarten immer häufiger, 
dass politische Parteien indi- 
viduelle Wünsche und Vor- 
stellungen möglichst punkt- 
genau bedienen. Wie kann 
sich die CDU weiterent- 
wickeln zum offenen Dienst- 
leister auch für individuelle 
Anfragen? Wie können in der 
Wirtschaft übliche Metho- 
den des Kundenbeziehungs- 
Managements auf die politi- 
sche Arbeit übertragen wer- 
den? Muss die CDU auf die 
zunehmende Zahl von Men- 
schen, die nicht mehr über 
eine traditionelle Biographie 
verfügen, auf eine andere Art 
zugehen? Müssen Rück- 
schlüsse aus veränderten Le- 
bensverhältnissen und dem 
gewandelten Lebensgefühl 
gezogen werden, wie es vor 
allem in Großstädten zu be- 
obachten ist? 

4. Die Organisationskraft 
der CDU in den neuen Län- 
dern ist zu verbessern. Eine 
regionalspezifische Ursa- 
chenanalyse sowie entspre- 
chende Verbesserungsvor- 
schläge sind zu erarbeiten. 

Drama auf dem Arbeitsmarkt. Zu den neuesten Ar- 
beitsmarktzahlen erklärte der Stellvertretende Vorsitzende 
der   CDU/CSU-Bundestagsfraktion,   Friedrich   Merz: 
„Wir werden die Arbeitslosigkeit auf unter 3,5 Mio. sen- 
ken", das war das Versprechen Schröders. Davon ist nichts 
übrig geblieben. 4,225 Mio. Arbeitslose, also über 700.000 
mehr als vom Kanzler versprochen - das ist die traurige Bi- 
lanz. 700.000 Einzelschicksale, die ihre Hoffnungen in die 
Worte des Kanzlers gesetzt haben. Falsche politische Wei- 
chenstellungen, Reformunfähigkeit bei der Bewältigung 
der Krise der sozialen Sicherungssysteme, Steuererhöhun- 
gen statt der notwendigen Steuerentlastungen und man- 
gelndes Wirtschaftswachstum sind die Gründe, die jetzt den 
massiven Anstieg der Arbeitslosigkeit zur Folge haben. 

5. Der Bundesvorstand er- 
wartet auch Vorschläge zu 
der Frage, wie in Deutsch- 
land - oft auf Lebenszeit - 
lebende Ausländer stärker 
als bisher in die Arbeit der 
CDU einbezogen werden 
können. 

6. Die Bedingungen für die 
politische Kommunikation 
haben sich tiefgreifend ver- 
ändert. Das Internet liefert 
nur ein Beispiel dafür, dass 
das Kommunikationsver- 
halten der Menschen vielfäl- 
tiger, differenzierter und in- 
teressenorientierter gewor- 
den ist. Welche Konsequen- 
zen müssen aus dieser Ent- 
wicklung im Hinblick auf 
Transparenz, Teilhabe und 
Mitentscheidung gezogen 
werden? Welche neuen 
Möglichkeiten ergeben 
sich, um Mitglieder und 
Nichtmitglieder in Kommu- 

nikations- und Entschei- 
dungsprozesse einzubin- 
den? Wie kann die Selbst- 
darstellung der CDU im 
Rahmen neuer Kommuni- 
kationsmethoden verbessert 
werden? 

Die Kommission wird 
beauftragt, dem Bundesvor- 
stand bis Ende Mai einen 
Bericht vorzulegen und 
dazu Analysen und Vor- 
schläge aus Partei und Wis- 
senschaft zu berücksichti- 
gen. Auf der Grundlage die- 
ses Berichtes wird der Bun- 
desvorstand im Juni 2003 ei- 
nen Antrag an den 17. Par- 
teitag im Herbst vorlegen.   „ 

Die antragsberechtigten 
Gliederungen sollen somit 
ausreichend Gelegenheit 
erhalten, den Antrag des 
Bundesvorstands zu disku- 
tieren und Änderungs- und 
Ergänzungsanträge einzu- 
bringen. UD 
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'ERGEBNISSE   DES  VER M ITTLU N GSVER FA H R E N S 

HARTZ   I   UND   II 

Ein voller Erfolg für die Union: 
Nebenjobs lohnen sich wieder! 

Die Union sorgt für Bewe- 
gung auf dem Arbeits- 
markt! Bei den Gesprächen 
mit Rot-Grün über die ge- 
planten „Hartz"-Gesetze 
hat die Union hart verhan- 
delt - und wichtige Reform- 
vorschläge gegen die rot- 
grünen Blockierer durch- 
gesetzt. 

Größter Erfolg: Die 
früheren „630-Mark-Jobs" 
kommen wieder- in noch at- 
traktiverer Form. Das hat die 
Union für die Menschen in 
Deutschland erreicht: 

• Nebenjobs lohnen sich 
wieder: Zum 1. April 2003 
kommen die „400-Euro- 
Jobs". Dann lohnt es sich 
endlich auch wieder, einen 
Nebenjob bis 400 Euro an- 
zunehmen. Rot-Grün hatte 
die alten „630-Mark-Jobs" 
de facto abgeschafft. Die 
Folge: 600.000 Jobs fielen 
weg, so eine Studie der Un- 
ternehmensberatung Kien- 
baum (Handelsblatt vom 
6.11.02). Von 2003 an wird 
es endlich wieder kleine 
Jobs geben, die sich lohnen 
- in allen Branchen. Die 
Union hat sich mit der 
Forderung nach „400-Euro- 
Jobs" durchgesetzt. Arbeit- 

nehmer zahlen bei den 
neuen „400-Euro-Jobs" kei- 
ne Steuern und Sozialabga- 
ben. Arbeitgeber entrichten 
einen Pauschalbetrag in 
Höhe von 25 Prozent. 

• Jobs bis 800 Euro wer- 
den attraktiver: Für Jobs 
im Bereich 40 Ibis 800 Euro 
werden die Sozialabgaben 
gesenkt. Auf diese Weise 

400-EURO-JOBS 

können - zusätzlich zu 
den „400-Euro-Jobs"-viele 
neue Jobs im so genannten 
„Niedriglohnsektor" entste- 
hen. Der Arbeitgeber zahlt 
21 Prozent Sozialversiche- 
rungsbeiträge, der Arbeit- 
nehmer je nach Höhe des 
Verdienstes zwischen 4 und 
21 Prozent - damit sich Ar- 
beit gegenüber dem Bezug 
von Sozialleistung lohnt. 

• Jobs im Haushalt wer- 
den besonders gefördert: 
Damit zusätzliche Anreize 
für Familien entstehen, bei- 
spielsweise die Putzfrau aus 
der Schwarzarbeit zu holen, 
können künftig bis zu 2.400 
Euro jährlich an Ausgaben 

für haushaltsnahe Dienstlei- 
stungen von der Steuer- 
schuld abgezogen werden. 
Bei haushaltsnaher Be- 
schäftigung als „400-Euro- 
Job" betragen die pauscha- 
len Abgaben nur 12 Prozent 
und sind für den Auftragge- 
ber bis zu 510 Euro von der 
Steuerschuld abziehbar. 

• Gesetz gegen „Schein- 
selbstständigkeit" in zen- 
tralen Punkten entschärft: 
Rot-Grün hat das Gesetz ge- 
gen „Scheinselbstständig- 
keit" eingeführt. Es wurde 
zum bürokratischen Mon- 
ster- und zum Hemmschuh 
für Existenzgründer. Zum 
Jahreswechsel wird das Ge- 
setz gegen „Scheinselbstän- 
digkeit" nun in zentralen 
Punkten entschärft: 

Die Union hat sich mit 
der Forderung nach weniger 
Bürokratie durchgesetzt. 
Experten rechnen damit, 
dass durch diese Reformen 
endlich neue Arbeitsplätze 
entstehen - und viele Men- 
schen endlich aus der 
Schwarzarbeit geholt wer- 
den können. Ein Riesen- 
erfolg - weil die Union ver- 
nünftige Konzepte für 
Deutschland hat. UD 
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DIETRICH   AUSTERMANN: 

Der Transrapid ist im Ausland „in", 
im Inland leider „out" 

Rund 2,5 Mrd. DM hat die 
Entwicklung des Transra- 
pid in Deutschland geko- 
stet, weitere 200 Mio. DM 
wurden an China als Ent- 
wicklungshilfe geleistet, 
um nach dem Stopp der 
zum Teil bereits planfest- 
gestellten Strecke Ham- 
burg-Berlin durch die rot- 
grüne Bundesregierung 
wenigstens im Ausland 
eine Anwendungsstrecke 
zu ermöglichen. 

Kanzler Schröders Be- 
such mit umfangreicher 
SPD-Staffage auf Steuer- 
zahlerkosten in China zur 
Eröffnung kann nicht darü- 
ber hinwegtäuschen, dass 
der Transrapid in Deutsch- 
land „out" und nur im Aus- 
land „in" ist. Dafür spricht 
auch die bescheidene An- 
lauffinanzierung der bis 
heute nicht haushaltsreifen 
Strecken in Bayern und 
NRW im Entwurf des Bun- 
deshaushalts 2003. 

In Chinas boom town 
Shanghai nähert sich die 
Transrapid-Strecke zwi- 
schen Stadtzentrum und 
Flughafen Pudong der Fer- 
hgstellung. Dieses Ereignis 
ist für die Chinesen und die 
deutschen Entwickler so er- 

freulich, dass sich Bundes- 
kanzler Gerhard Schröder 
zum Jahreswechsel vor Ort 
in die Sonne der raschen 
Realisierung des Projektes 
gestellt hat. Über weitere 
Verbindungen zwischen chi- 
nesischen Großstädten wird 
diskutiert. 

Immer noch Streit 
um die Anwendungs- 

strecken 

Dies wirft allerdings die 
Frage auf, weshalb der 
Transrapid bis heute in 
Deutschland nicht wirklich 
vorangekommen ist. Nach 
dem Stopp der Nordverbin- 
dung von Hamburg nach 
Berlin durch Rot-Grün steht 
inzwischen zumindest die 
kleinere Alternative eines 
Metrorapid auf der Kippe, 
weil die Finanzierung nicht 
funktioniert. In Deutschland 
kommt der Transrapid nicht 
in Fahrt. Der Streit um die 
Anwendungsstrecken, ins- 
besondere um deren Finan- 
zierung bzw. die jeweiligen 
Finanzierungsanteile, ist un- 
verändert nicht beigelegt. 

Aus einer Antwort der 
Bundesregierung vom De- 

zember auf meine parla- 
mentarische Anfrage geht 
hervor, dass die Bundesre- 
gierung der Volksrepublik 
China 2001 einen projektun- 
gebundenen Zuschuss in 
Höhe von 200 Mio. DM aus 
Entwicklungshilfemitteln 
gewährt hat. Die chinesi- 
sche Regierung hat diese 
Mittel unter anderem zum 
Kauf von Lizenzen im Be- 
reich der Transrapid-Tech- 
nik eingesetzt. In China gibt 
es also die erste Anwen- 
dungsstrecke für den Trans- 
rapid - und China erwirbt 
Lizenzrechte für diese Tech- 
nologie. Wenn China wei- 
tere Strecken baut und dabei 
die erworbenen Lizenzen 
weiterentwickelt, kann man 
den Zeitpunkt absehen, an 
dem Deutschland für eine 
Technologie, die es ur- 
sprünglich selber mit hohen 
Zuschüssen aus dem Bun- 
deshaushalt entwickelt hat, 
Lizenzgebühren an China 
wird zahlen müssen! 

Es wird höchste Zeit, 
dass die Bundesregierung 
dafür sorgt, dass die Trans- 
rapid-Technologie auch in 
Deutschland auf einer ge- 
eigneten Strecke weiterent- 
wickelt wird. UD 
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KATH ERINA REICHE: 

Bundeskanzler Schröder hat sein 
Ausbildungsversprechen gebrochen 

Zur katastrophalen Lage 
auf dem Ausbildungsstel- 
lenmarkt erklärte die bil- 
dungs- und forschungspo- 
litische Sprecherin der 
CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion: 

Nach der Bundesregie- 
rung vorliegenden, aber von 
ihr nicht veröffentlichten 
Zahlen lag im Berufsbe- 
ratungsjahr 2001/2002 die 
Zahl der noch nicht vermit- 
telten Bewerber (23.400, 
gegenüber dem Vorjahr 
+ 14,3 %) weit über dem Be- 
stand (18.000, gegenüber 
dem Vorjahr -26,6 %) an 
unbesetzten Berufsausbil- 
dungsstellen. 

Erneut weniger 
Jugendliche registriert 

Dabei ist die tatsächliche 
Lehrstellenlückc sogar noch 
größer. Wie in den Vorjah- 
ren haben sich erneut weni- 
ger Jugendliche (-3,6 %) zur 
Vermittlung einer Ausbil- 
dungsstelle bei den Ar- 
beitsämtern registrieren las- 
sen, obwohl die Zahl der 
Schulabgänger in diesem 
Jahr bundesweit um 2,6 % 
oder 23.600 gegenüber dem 

Vorjahr gestiegen ist. Be- 
sonders schlimm ist die Si- 
tuation in den neuen Län- 
dern. Das Ausbildungsstel- 
lenangebot hat sich weiter 
deutlich verringert. Die Zahl 
der nicht vermittelten Be- 
werber ist stark auf 8.800 
(+1.400 oder +19,6 %) an- 
gestiegen. Den Arbeitsäm- 
tern im Osten wurden 
111.400Ausbildungsstellen 
(-10.000 oder -8,2 %) ge- 
meldet, darunter 70.000 be- 
triebliche Ausbildungsstel- 
len (-9.300 oder -11,7 %). 
Die Zahl der außerbetriebli- 
chen Ausbildungsstellen ist 
um 800 oder 1,8 % auf 
41.500 gesunken. Demge- 
genüber standen 205.300 
Bewerber um einen Ausbil- 
dungsplatz. 

In allen Arbeitsamtsbe- 
zirken Ostdeutschlands war 
die Zahl der gemeldeten 
Stellen geringer als die Zahl 

der gemeldeten Bewerber. 
Auch in Berlin ist die Situa- 
tion für die Jugendlichen 
schwieriger geworden. 
Knapp zwölf (Vorjahr neun) 
nicht untergebrachten Be- 
werbern steht lediglich eine 
unbesetzte Ausbildungs- 
stelle gegenüber. In den öst- 
lichen Bezirken Berlins 
kommen 5 Bewerber auf 
eine freie Lehrstelle. Vor al- 
lem für Jugendliche mit 
Hauptschulabschluss haben 
sich die Chancen auf dem 
Ausbildungsmarkt weiter 
verschlechtert. Besonders 
ungünstig sieht es für ost- 
deutsche Hauptschüler aus, 
deren Anteil an den Bewer- 
bern 21,2%, an den nicht 
vermittelten Bewerbern da- 
gegen 34,9% beträgt. 

Mobilität auf sehr 
hohem Niveau 

In den neuen Bundeslän- 
dern ist die Mobilitätsbereit- 
schaft nach wie vor auf ei- 
nem sehr hohem Niveau. 
Von den 121.500 Bewer- 
bern mit Wohnort in den 
neuen Ländern, die in eine 
Berufsausbildungsstelle ein- 
gemündet sind, haben rund 

10UID 1/2003 



BILDUNG   UND   FORSCHUNG 

23.100 eine Ausbildungs- 
stelle außerhalb des eigenen 
Arbeitsamtsbezirks aufge- 
nommen. Dies entspricht ei- 
nem Anteil von 19,0 Prozent 
(1998:13,7%; 1997:12,1%). 

Aus den ostdeutschen 
Bundesländern Mecklen- 
burg-Vorpommern, Bran- 
denburg, Sachsen-Anhalt, 
Thüringen und Sachsen sind 
14.650 Ausbildungssuchen- 
de in einem Arbeitsamtsbe- 
zirk der alten Länder in eine 
Berufsausbildung einge- 
mündet. Aufnehmende Re- 
gionen waren hier insbeson- 
dere Bayern (4.000 Einmün- 
dungen von Jugendlichen 
aus den neuen Ländern), Nie- 
dersachen (3.200), und Ba- 
den-Württemberg (1.800). 

Hinter den dramatischen 
Zahlen verbergen sich viele 
persönliche Einzelschick- 
sale. Wenn sich die Bundes- 
regierung effektiver für zu- 
sätzliche Ausbildungsplät- 
ze eingesetzt hätte, brauch- 
ten sich jetzt nicht so viele 
junge Menschen - und mit 
ihnen ihre Familien - so 
große Sorgen um ihre Zu- 
kunft zu machen. Besonders 
schlimm ist die Situation in 
den neuen Bundesländern. 

Bundeskanzler Gerhard 
Schröder hat diese Jugendli- 
chen mit ihren Sorgen allein 
gelassen. Das Versprechen 
im Bündnis für Arbeit: „Alle 
Jugendlichen, die können 
und wollen, erhalten einen 

Ausbildungsplatz angebo- 
ten", wurde gebrochen. Von 
der Ausbildungsplatzgaran- 
tie hat sich der Bundeskanz- 
ler sang- und klanglos ver- 
abschiedet. Auch von seiner 
Bildungsministerin ist 
nichts zu hören. 

Geradezu grotesk ist es, 
dass die Internet-Seiten der 
Bundesregierung nach wie 
vor von einem „Ausbil- 
dungsboom" sprechen. 
Peinlich ist es, dass die Bun- 
desregierung damit wirbt, 
wie „gut" Deutschland in 
Sachen Ausbildungsplätze 
sei und welche großartigen 
Erfolge auf dem Ausbil- 
dungsstellenmarkt zu feiern 
seien. Die Wirklichkeit sieht 
ganz anders aus. Sie ist bit- 
ter und gepflastert mit Ver- 
säumnissen der Regierung 
Schröder. 

Die Lehrstellen- 
lücke wird bewusst 

verschwiegen: 

• es gibt kein Konzept zur 
Beseitigung der Lehrstel- 
lenlücke; 
• in Ostdeutschland droht 
erneut eine massive Abwan- 
derung junger Leute in den 
Westen; 
• Hauptschülerinnen und 
Hauptschüler werden von 
der Bundesregierung regel- 
recht im Stich gelassen; 
• der 1. Ausbildungsstel- 

lenmarkt erhält zu wenig 
Anreize; 
• Bundes- und Landespro- 
gramme sind nicht effektiv 
genug aufeinander abge- 
stimmt. Jump ist kein All- 
heilmittel und zu wenig ef- 
fektiv. 

Die Bundesregierung 
ist aufgefordert: 

• die Wirtschaft von zusätz- 
lichen finanziellen und bü- 
rokratischen Lasten zu be- 
freien, damit die Ausbil- 
dungsbereitschaft weiter ge- 
stärkt wird. 
• die Ausbildungsordnun- 
gen zu modernisieren, um 
diese an den tatsächlichen 
Bedarf der Wirtschaft anzu- 
passen; 
• neue Berufsbilder zu 
schaffen auch mit geringen 
theoretischen Anforderun- 
gen und einer zweijährigen 
Ausbildung bzw. dem Er- 
lass von Ausbildungsord- 
nungen für eine Stufenaus- 
bildung; 
• Prüfungen in mehreren 
Abschnitten nach dem Mo- 
dell des credit-point-sys- 
tems an Hochschulen einzu- 
führen; 
• Eine breit angelegte In- 
itiative zur Stärkung der 
Ausbildungsbereitschaft der 
Betriebe insbesondere des 1. 
Ausbildungsstellenmarktes 

zu starten. UD 
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SPENDEN 

CDU unterstützt die Deutsche 
Welthungerhilfe 

39.002,59 Euro be- 
trägt-ganz genau 
- die stolze Sum- 
me, die die Partei- 
vorsitzende An- 
gela Merkel der 
Vorsitzenden der 
Deutschen Welt- 
hungerhilfe, Inge- 
borg Schäuble, hat 
überreichen kön- 
nen. 

Mehrere Hun- 
dert Menschen waren seit 
dem Dezember des letzten 
Jahres der Bitte der CDU ge- 
folgt, die Spendenaktion der 
Deutschen Welthungerhilfe 
„Hilfe für Afghanistan" zu 
unterstützen. Angela Mer- 
kel zeigte sich erfreut, dass 
die CDU so viele Bürgerin- 
nen und Bürger mobilisieren 
konnte, um die Not der Men- 

schen in Afghanistan nach 
Jahrzehnten des Kriegs et- 
was zu lindern. 

5.000 Familien 
mehrere Monate lang 
mit Weizen versorgt 

„Die Spenden der CDU- 
Mitglieder haben wir in un- 

serem Nothilfepro- 
gramm in den Hoch- 
gebirgsregionen in 
Zentral-Afghani- 
stan verwendet", er- 
läuterte Ingeborg 
Schäuble. Gut 5.000 
Familien in dem kli- 
matisch benachtei- 
ligten Gebiet kön- 
nen damit über meh- 
rere Monate mit 
Weizen versorgt 

werden. „Nach dem Ende 
der Schreckensherrschaft 
der Taliban haben die Men- 
schen in Afghanistan zum 
ersten Mal seit vielen Jahren 
die Chance auf ein Leben in 
Frieden und Freiheit. Bei 
ihrem Weg in die Zukunft 
dürfen die Menschen nicht 
im Stich gelassen werden", 
sagte Angela Merkel. 

Wären im Freistaat 
Sachsen jetzt Land- 

tagswahlen, würde die Un- 
ion ihre absolute Mehrheit 
ausbauen. Ein ebenso deut- 
liches Bild zeigt die neueste 
Emnid-Umfrage zur Zu- 
stimmung für Sachsens 
Ministerpräsidenten Georg 
Milbradt. Laut Emnid ran- 
giertdie sächsische CDU bei 
57 Prozent der Wählerstim- 

Absolute 
Mehrheit in 

Sachsen 
men. Die PDS, die bei der 
Bundestagswahl im Sep- 
tember 2002 noch mit 16,2 
Prozent auf Platz 3 hinterder 
SPD rangierte, ist nun wie- 
der klar zweite Kraft im 
Lande. Ihr Wert: 21 Prozent. 

Die SPD hingegen fiel ins 
Bodenlose: von 33,3 Pro- 
zent bei der Bundestags- 
wahl auf 13 Prozent bei der 
aktuellen Umfrage. FDP 
und Grüne dagegen dürften 
auch in Zukunft kaum eine 
Chance haben, im Landes- 
parlament mitzumischen. 
Die Liberalen erreichen 
zwei, die Grünen drei Pro- 
zent. 
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WENN AM SONNTAG 
Landtagswahlen in Rhein- 
land-Pfalz stattfinden wür- 
den, käme die SPD nur noch 
auf 35 Prozent. Die CDU 
würde 45 Prozent erreichen— 
zehn Prozent mehr als bei den 
Landtags wählen 2001. Da- 
mit hätte die „sozialliberale" 
Koalition in Mainz keine 
Mehrheit mehr; denn auch 
die FDP müsste Stimmen ab- 
geben - sechs Prozent - und 
käme nur noch auf sieben 
Prozent. 

IN BRANDENBURG lä 
ge die CDU, wenn in diesem 
Land jetzt gewählt würde, 
erstmals seit der Wiederver- 
einigung mit 36 Prozent vor 
der SPD, die nur noch 34 Pro- 
zent der Wählstimmen erhal- 
ten würde. Für die CDU be- 
deutet das seit der Landtags- 
wahl 1998 einen Zugewinn 
von fast zehn Prozent. 

IN SACHEN STEUERN 
schätzen nach einer Emnid- 
Umfrage im Dezember 52 
Prozent der Befragten die 
Union kompetenter ein als 
die regierenden Sozialdemo- 
kraten, denen nur noch 27 
Prozent Steuersachverstand 
zubilligen. Auch bei der 
Frage, wer die Probleme der 
Rentenversicherung besser 
lösen kann, entschieden sich 
mehr Befragte für CDU und 
CSU, nämlich 43 Prozent, als 
für die SPD (35 Prozent). 

UM 66,4 PROZENT ge 
genüber dem Vorjahr ist 
2002 die Zahl der Pleiten in 
Deutschland gestiegen. 
82.400 Unternehmen und 
Privatpersonen haben bis 
Anfang Dezember einen In- 
solvenzantrag gestellt, teilte 
der Verband der Vereine 
Creditreform mit. Für das 
Jahr 2003 wird mit einer wei- 
teren Verschlechterung der 
Situation gerechnet. 680.000 
Arbeitsplätze sind verloren 
gegangen. Der wirtschaftli- 
che Schaden beläuft sich auf 
40 Milliarden Euro. 

AUF EIN REKORDTIEF 
seit der Wiedervereinigung 
ist nach einer Erhebung der 
gesetzlichen Krankenkas- 
sen der Krankenstand in 
Deutschland gesunken. Da- 
nach haben Arbeitnehmer 
im letzten Jahr nur vier Pro- 
zent der Sollarbeitszeit 
krankheitsbedingt nicht ge- 
leistet, was einem Durch- 
schnitt von 8,8 verlorenen 
Arbeitstagen entspricht. 

UMSATZEINBUSSEN 
der deutschen Autobauer 
sind die Folge der rot-grünen 
Pläne einer höheren Besteue- 
rung von Dienstwagen. 
Audi-Vorstandschef Martin 
Winterkorn: „Selbst wenn 
die Erhöhung der Dienstwa- 
gensteuer nicht kommt - der 
Schaden ist bereits da." Bei 
einem Anteil von 30 Prozent 

- das sind rund 80.000 Fir- 
menwagen - würde die neue 
Steuer zu jährlichen Verlu- 
sten in Höhe von 400 Millio- 
nen Euro führen. 

HÄRTERE    STRAFEN 
für Graffiti-Spräher sieht ein 
Antrag vor, den die unions- 
geführten Bundesländer im 
Bundesrats eingebracht ha- 
ben. Ziel ist es, wie der säch- 
sische JustizministerThomas 
de Maiziere mitteilte, die 
Strafbarkeit von Wand- 
schmierereien eindeutig fest- 
zuschreiben. De Maiziere: 
„Graffiti sind die Vorläufer 
von weiterer Zerstörung des 
Eigentums der Bürger und 
von weiterem Vandalismus 
in unseren Städten." 

JUGENDLICHE Straftä 
ter werden in Sachsen-An- 
halt künftig konsequenter als 
bisher verfolgt. Bei einem 
Anteil dieser Tätergruppe 
von mehr als 30 Prozent bei 
allen Straftaten wird es, wie 
Justizminister Curt Becker 
mitteilte, keine so genannte 
Diversion mehr geben - den 
Verzicht auf Anklage bei 
Ersttätern. 

IN BAYERN wird am 21 
September ein neuer Land- 
tag gewählt. Diesen Termin 
hat das Landeskabinett auf 
Vorschlag von Innenmini- 
ster Günther Beckstein fest- 
gelegt. HD 
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Rot-grünes Zuwanderungsgesetz nichtig 
und kann nicht in Kraft treten 

Die CDU nimmt mit Ge- 
nugtuung zur Kenntnis, 
dass das Bundesverfas- 
sungsgericht mit seinem 
eindeutigen Urteil vom 18. 
Dezember klargestellt hat, 
dass das rot-grüne Zu- 
wanderungsgesetz verfas- 
sungswidrig zustande ge- 
kommen ist. 

Damit bestätigt das Bun- 
desverfassungsgericht die 
Rechtsauffassung der Un- 
ion. Von Anfang an haben 
CDU und CSU betont, dass 
das Zuwanderungsgesetz im 
Bundesrat nicht nach der 
Vorschrift des Artikels 51 
Absatz 3 unserer Verfas- 
sung zustande gekommen 
ist. Der damals amtierende 
Bundesratspräsident hat mit 
seinem verfassungswidri- 
gen Verhalten diesem hohen 
Amt schweren Schaden zu- 
gefügt, weil er den parteipo- 
litischen Auftrag der SPD 
höher als seine verfassungs- 
gemäße Pflicht gesetzt hat. 

Das rot-grüne Zuwande- 
rungsgesetz ist nichtig und 
kann nach diesem Urteil 
nicht in Kraft treten. Die 
Bundesregierung muss nun 
ein neues Zuwanderungsge- 
setz im Bundestag einbrin- 
gen. Die CDU bietet der rot- 
grünen Bundesregierung an, 
im Sinne ihrer Ziele kon- 

struktiv mitzuarbeiten. Es 
geht um die Zukunft unseres 
Landes. 

Deutschland braucht 
ein Zuwanderungs- 

gesetz, das den 
berechtigten Interessen 
unseres Landes dient. 
Dazu ist insbesondere 

erforderlich: 

• Das Gesetz muss die Zu- 
wanderung wirksam be- 
grenzen und darf nicht zu ei- 
ner Erweiterung der Zuwan- 
derung führen. Der Anwer- 
bestopp darf nicht aufgeho- 
ben werden. 
• Die Zuwanderung in die 
Sozialsysteme ist zu redu- 
zieren. Dem Missbrauch des 
Asylrechts ist konsequent 
entgegenzutreten. 
• In Anbetracht von mehr 
als vier Millionen Arbeitslo- 
sen kann es Zuwanderung 
nurfür wirklich hochqualifi- 
zierte Arbeitskräfte geben, 
die einen Beitrag zur Siche- 
rung des Wirtschaftsstan- 
dorts Deutschland leisten 
können. 
• Das neue Gesetz muss die 
Integration der bereits recht- 
mäßig bei uns lebenden Zu- 
wanderer fordern und för- 
dern. Integration muss Vor- 

rang vor weiterer Zuwande- 
rung haben. 
• Das Nachzugsalter von 
Kindern ist herabzusetzen. 
Die Pisa-Studie hat gezeigt: 
Ein möglichst früher Spra- 
cherwerb ist unerlässlich für 
eine sichere Zukunftsper- 
spektive ausländischer Kin- 
der in unserem Land. 
• Illegale Zuwanderer dür- 
fen nicht alleine durch Zeit- 
ablauf ein Daueraufent- 
haltsrecht erwerben können. 

Die CDU ist immer dafür 
eingetreten, dass Deutsch- 
land ein weltoffenes Land 
ist. Wir leisten für Men- 
schen, die aus anderen Län- 
dern zu uns kommen, mehr 
als viele andere Staaten. Das 
soll auch in Zukunft so blei- 
ben. Dies wird aber nur so 
bleiben können, wenn es ge- 
lingt, die Zuwanderung 
nach Deutschland auf ein 
verkraftbares Maß zu be- 
grenzen und die hier leben- 
den Zuwanderer in unsere 
Gesellschaft zu integrieren. 

•liOT/J 
Leitsätze zum Urteil 

des zweiten Senats des 
Bundesverfassungs- 

gerichts und Pressemit- 
teilung des Gerichts: 
www.cdu.de/tages- 

thema/tgl81202.htm 
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Verfassungsgericht fügt Schröder und 
Schily schwere Niederlage zu 

„Heute ist ein guter Tag 
für die Demokratie in der 
Bundesrepublik Deutsch- 
land", sagte die Parteivor- 
sitzende Angela Merkel 
zum Karlsruher Richter- 
spruch über das rot-grüne 
Zuwanderungsgesetz. Die 
Entscheidung des Bundes- 
verfassungsgerichts sei ein 
„Erfolg für den Rechts- 
staat und die Menschen in 
unserem Land". 

Zugleich wertete Angela 
Merkel das Urteil als „Ab- 
sage an willkürliche Manipu- 
lationen, wie sie von Herrn 

Wowereit auf Geheiß des 
SPD-Vorsitzenden Gerhard 
Schröder begangen wurden 
und wie sie in Zukunft nicht 
mehr möglich" seien. 

Mit seiner Entscheidung 
habe das höchste deutsche 
Gericht Kanzler Schröder 
und Verfassungsminister 
Schily eine „schwere Nie- 
derlage" zugefügt und sie 
„scharf zurechtgewiesen. 
Die Oppositionsführerin sig- 
nalisierte aber auch Ver- 
handlungsbereitschaft. Es 
sei vollkommen klar,dassdie 
Union ein Zuwanderungsge- 

PETER   PAZIOREK: 

setz will, das Zuwanderung 
wirksam bekämpft und die 
Integration fördert. 

Die Parteivorsitzende 
betonte weiter, es sei be- 
dauerlich, dass Rot-Grün 
bei einem solch wichtigen 
Gesetz auf den gesamtge- 
sellschaftlichen Konsens 
zu Gunsten von bloßer Par- 
teitaktik verzichtet habe. 
Wenn sich der Kanzler an 
Recht und Gesetz gehalten 
hätte, hätte am 1. Januar 
2003 ein Zuwanderungsge- 
setz in Deutschland in Kraft 
treten können. 

Durcheinander beim Pflichtpfand beenden 
Zu der seit Jahresbeginn 
geltenden Pfandpflicht 
für Ein-Weg-Getränke- 
verpackungen erklärte 
der umweltpolitische 
Sprecher der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion: 

Eine Novellierung der 
geltenden Verpackungs- 
verordnung (VerpackV) ist 
unverzichtbar. Ökologisch 
verträgliche Verpackungen 
(z.B. Kartonverpackungen) 
dürfen zukünftig nicht mit 
einem Pfand belegt werden. 
Dies ist bei der Fortgeltung 

der VerpackV zu befürch- 
ten. Die Aufrechterhaltung 
statischer Verwertungs- 
quoten aus dem Jahr 1991 
ist im Jahre 2003 ein Ana- 
chronismus und eine Bela- 
stung ökologisch verträgli- 
cher Verpackungen und 
somit umweltpolitisch un- 
sinnig. 

Die Verwirrung ums Do- 
senpfand fordert geradezu 
die Novellierung der Ver- 
packV, die ohne rot-grünes 
ideologisches Scheuklap- 
pendenken moderne und in- 

novative Erkenntnisse ein- 
bezieht und die Belange von 
Verbrauchern, Dosenher- 
stellern und Handel berück- 
sichtigten muss. 

Die CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion erinnert noch 
einmal an das Gutachten des 
Rates von Sachverständi- 
gen für Umweltfragen 
(SRU), das die Einführung 
des Zwangspfandes als öko- 
logisch zweifelhaft und mit 
erheblichen, nicht zu recht- 
fertigenden Zusatzkosten 
bewertet. 
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ZUM   7 0.   G EB URTSTAG 

ANGELA   MERKEL: 

Bernhard Vogel - Behutsamkeit 
ist seine Stärke 

Bernhard Vogel ist am 19. 
Dezember 70 Jahre alt ge- 
worden. Die herzlichen 
Glückwünsche der CDU 
Deutschlands, wie auch 
meine persönlichen, gelten 
einer Ausnahmeerschei- 
nung unter deutschen Po- 
litikern. 

Bernhard Vogel ist der 
einzige Regierungschef in 
Deutschland, der Minister- 
präsident in zwei Bundes- 
ländern war bzw. ist: Nach 
17 Jahren in Rheinland- 
Pfalz steht er seit 1992 an 
der Spitze der thüringischen 
Landesregierung. Und er ist 
der Ministerpräsident in der 
deutschen Nachkriegsge- 
schichte, der mittlerweile 
über die längste Amtserfah- 

Maria Meuser aus Eisdorf 
für ihre engagierte Mitarbeit 

in der Arbeitsgemeinschaft 
psychisch Kranker und Er- 

ika Ploenes ans Bedburg als 
Initiatorin der Seniorenge- 

meinschaft Lipp sind die bei- 
den Träger des Bürgerprei- 

ses 2002 der CDU Eiftkreis. 
Kreisvorsitzender Mic •had 
Breiter gratulierte den bei- 
den Frauen und dankte ih- 
nen mit einem kleinen Ge- 

schenk als Anerkennung für 
ihre ehrenamtliche Leistung. 

rung verfügt. Bernhard Vo- 
gel ist ein Meister der leisen 
Töne. Behutsamkeit ist 
seine Stärke. Er verfügt 
über einen scharfen Intel- 
lekt und eine vielseitige Bil- 
dung. Nicht der schnelle Er- 
folg, sondern die nachhal- 
tige Wirkung ist sein Ziel. 

Geprägt vom liberalen 
Geist seines Lehrers Dolf 
Sternberger und fest veran- 
kert in seinem katholischen 
Glauben, ist er den Irrungen 
und Wirrungen mancher 
Entwicklung unserer Zeit 
gegenüber resistent. 

Die Programmatik der 
CDU in vielen Jahrzehnten 
hat er wesentlich mit ge- 
prägt. Er hat aber auch im 
schwierigen Umfeld vorge- 
führt, wie Mehrheiten zu 
gewinnen sind. Er repräsen- 
tiert eine liberal-konserva- 
tive Politik, der innere 
Glaubwürdigkeit beschei- 
nigt werden kann. Dem ent- 
spricht sein Motto: „Was du 
tust, das tue klug und be- 
denke das Ende". 
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CDU   BREMEN 

B Ü RG ERSC HAFTS WAH L    AM    25.    MAI 

Auf der Kandidatenliste dominieren 
Frauen und Jugend 

Der Landesverband Bre- 
men hat auf einem Partei- 
tag seine Kandidatenliste 
beschlossen und die per- 
sonellen Weichen für die 
Bürgerschaftswahl am 25. 
Mai gestellt. 

Die rund 100 Delegierten 
wählten Bürgermeister und 

Finanzsena- 
tor Hartmut 
Perschau bei 
geheimer 
Wahl ein- 
stimmig zum 
Spitzenkan- 
didaten. Ne- 
ben den er- 
folgreichen 
Senatoren 
Hartmut Per- 
schau, Josef 

Hattig und Kuno Böse be- 
finden sich der Fraktions- 
vorsitzende Jens Eckhoff 
und die 29jährige Catrin 
Hannken in der Spitzen- 
gruppe der Liste für die Bür- 
gerschaftswahl. 

Zu den Personalentschei- 
dungen erklärte Landeschef 

einer neuen Schriftenreihe 
macht die Senioren-Union auf 
sich aufmerksam: Mit zwei 
Ausgaben zum „Demographi- 
schen Wandel und seinen Fol- 
gen" wird ein Thema besetzt, 
mit dem die CDU sicher auch 
bei solchen auf Interesse 
stoßen wird, die nicht unbe- 
dingt zu den Anhängern der 
Partei gehören. • Bestellun- 

gen: Senioren-Union der CDU NRW, Wasserstr. 5,4012 
Düsseldorf, Telefon 0211/136 00-0, Fax 136 00-54 

Bernd Neumann: „Auf den 
aussichtsreichen Plätzen 1 
bis 35 beträgt der Frauenan- 
teil 40 Prozent. Das ist in der 
CDU Deutschlands im Hin- 
blick auf die Repräsentanz 
von Frauen in Bundestag 
und Landtagen einmalig. 
Fünfzehn Kandidatenlnnen 
sind im Alter bis 39 Jahre, 
davon wieder neun bis 35 
Jahre, also im Alter der Jun- 
gen Union. Auf der Liste der 
Bremer SPD befinden sich 
dagegen nur vier Kandida- 
ten unter 39 auf aussichtsrei- 
chen Plätzen." 

Senatoren und Fraktion 
haben gut gearbeitet 

In dem derzeit für die 
CDU hervorragenden politi- 
schen Klima sieht Bernd 
Neumann eine günstige 
Ausgangslage für die Bür- 
gerschaftswahl im Mai 
nächsten Jahres. Die gibt in 
Verbindung mit der guten 
Arbeit von Senatoren und 
Fraktion sowie mit dem at- 
traktiven Kandidatenange- 
bot zur berechtigten Hoff- 
nung Anlass, dass man er- 
neut ein ausgezeichnetes Er- 
gebnis erreichen wird.    UD 
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'AUF GELESEN 

JAHRESWECHSEL 

Auf Teufel komm 
raus abgezockt - und 

die Wut wächst 

Jawoll, jetzt gehfs uns rich- 
tig ans Portemonnaie. Rau- 
chen wird teurer, weil die Re- 
gierung Geld braucht für ihr 
Anti-Terror-Programm. Au- 
tofahren kostet mehr wegen 
der Ökosteuer. Das Dosen- 
pfand ist eingeführt, und 
das Chaos regiert. Aus der 
Rürup-Kommission sickert 
durch: Die Krankenkassen 
sollen künftig nicht mehr die 
Zahnbehandlungs-Kosten 
bezahlen. Viele schlaue 
Menschen haben noch mehr 
kluge Ideen. Dumm nur: Alle 
gehen auf unsere Kosten. 
Der Eindruck verfestigt sich: 
Wir werden auf Teufel komm 
heraus abgezockt. Weil der 
Griff in unsere Taschen die 
einfachste Lösung ist. Ein- 
fallslos ist das! Der Erfolg 
der Steuersongs ist ein Ventil 
für die wachsende Wut. Wie 
lange noch? Wir haben im- 
mer weniger Geld in den Ta- 
schen. Mehr Gehalt? Ach 
was! Es wird Tariferhöhun- 

gen geben, die gerade mal 
die erwartete Inflation aus- 
gleichen. Das Schlimme ist: 
Keiner weiß, was sich diese 
Regierung noch einfallen 
lässt. Keiner kann sicher 
sein, dass unser Geld gut 
angelegt ist. Keiner weiß, 
welche Löcher sich morgen 
oder übermorgen über über- 
übermorgen auftun. 

Volksstimme, Magdeburg 

ZUWANDERUNG 

Schallende Ohrfeige für 
Schröder 

Wenn Urteilssprüche weh 
tun würden, dann hätte Ger- 
hard Schröder laut auf- 
schreien müssen. Denn was 
der Zweite Senat des Bun- 
desverfassungsgerichts ihm 
in Sachen Zuwanderungs- 
gesetz auf den Weg mit gab, 
war eine schallende Ohr- 
feige. Ja, für ihn, den Kanz- 
ler, nicht für den damaligen 
Bundesratspräsidenten Wo- 
wereit, obwohl dessen Han- 
deln in der Sitzung am 22. 
März ausdrücklich gerügt 
wird. Wowereit, der Regie- 
rungschef eines armen und 

vom Wohlwollen der Bun- 
desregierung abhängigen 
Landes, konnte ja wohl nicht 
anders, als das von seinem 
Parteifreund Schröder aus- 
geheckte Verfahren unter- 
stützen. Die Richter haben, 
so viel ist klar, mit Wowereit 
den Sack geschlagen, und in 
Wirklichkeit den Esel ge- 
meint. Dass Schröder nicht 
wie ein Husar durch die Ver- 
fassungswirklichkeit hätte 
durchpreschen sollen, hat er 
nun schriftlich. 

Der Tagesspiegel 

Einem überzeugten 
Demokraten konnte 

schlecht werden 

Dieses Urteil ist ein schmerz- 
hafter Schuss ins Kontor der 
Koalition. Und er trifft die 
rot-grünen Partner an der 
richtigen Stelle. Unter täti- 
ger Mithilfe des damaligen 
Bundesratspräsidenten Wo- 
wereit hat diese Bundesre- 
gierung mit ihrem Verhalten 
in der Länderkammer ihr ei- 
genes Zuwanderungsgesetz 
derart desavouiert, dass 
dafür ein belohnendes.Ja aus 
Karlsruhe äußerst proble- 
matisch geworden wäre. Da 
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AUFGELESEN 

Gründungslahr 

NPOSrcrtl «ttitSCt 

sprach der Kanzler samt sei- 
nem Bundesinnenminister 
monatelang von einem Jahr- 
hundertprojekt, da schienen 
das Wohl und das Wehe un- 
serer Gesellschaft, ja deren 
Uberlebensfähigkeit an die- 
sem einen großen Gesetzes- 
vorhaben zu hängen - und 
dann mogelt sich Rot-Grün 
so verstohlen und verbogen 
durch die Länderkammer, 
dass einem überzeugten 
Demokraten beim puren 
Anblick schlecht werden 
konnte.   Stuttgarter Zeitung 

DOSENPFAND 

Nach Niederlage im 
Bundesrat für Trittin 

eine Machtfrage 

Das Prognos-Institut und 
der Sachverständigenrat für 
Umweltfragen bezweifelt 
bis heute, dass die Mehr- 
wegquote durch das Ein- 
wegpfand stabilisiert wird. 
Aber daraufkommt es offen- 
bar längst nicht mehr an. 
Spätestens seit der Nieder- 
lage im Bundesrat ist für 
Trittin aus einem umweltpo- 
litischen      Projekt      eine 

Machtfrage geworden. Wer 
ist stärker: Ich oder die Do- 
sen lobby? Tritt in hat diesen 
Kampf für sich entschieden 
- nicht zuletzt mit Hilfe der 
Umweltverbände,die für die 
Grünen ebenso zum verlän- 
gerten Arm der Politik ge- 
worden sind wie die Ge- 
werkschaften für die SPD. 
Die Leidtragenden sind die 
Verbraucher. 

Frankfurter Allgemeine 

Normalverbrauchern 
nicht zu vermitteln 

In der Diskussion um das 
Dosenpfand kommt neben 
der Sturheit ein weiterer 
deutscher Wesenszug zum 
Ausdruck: Alles muss ge- 
naue stens geregelt werden. 
Auf diese Weise entsprechen 
die Dosenpfand-Bestimmun- 
gen den 1000 Verästelungen 
und Fußnoten der Riester- 
Rente. Da hat das Trittin- 
Ministerium sich selbst 
übertroffen! Weshalb die 
Cola-Rum-Dose einer ande- 
ren Pfandregelung unter- 
liegt als eine normale Cola- 
Dose ist dem Normalver- 
braucher nicht zu vermit- 
teln.        Aachener Zeitung 

TRANSRAPID 

Viele Kritiker hätten 
gern einem Begräbnis 

beigewohnt 

Das ehrgeizige Projekt war 
nahe davor, als Milliarden- 
Grab zugeschaufelt zu wer- 
den. Und viele Kritiker hät- 
ten diesem Begräbnis gern 
beigewohnt. Dass gerade 
die Chinesen dem Todge- 
weihten neues Leben einge- 
haucht haben, mag beschä- 
men. Denn das schier end- 
lose Gezerre um eine Trans- 
rapid- Verbindung zwischen 
Berlin und Hamburg, die 
letztlich verworfen wurde, 
offenbart ein typisch deut- 
sches Problem: Zuerst wird 
gefragt, warum etwas nicht 
geht. Zwei Chancen hat er 
noch im eigenen Land. Im 
Ruhrgebiet als Metrorapid 
und in München als flinker 
Flughafen-Zubringer könn- 
te er Verkehrsplaner aus 
aller Herren Länder stau- 
nen machen. Und von de- 
ren Kauf-Interesse hängen 
schließlich deutsche Arbeit- 
plätze ab. 

Mitteldeutsche Zeitung 
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Die Aktionswoche im Internet 
Die bundesweite Aktions- 
woche wird auch im Inter- 
net begleitet. Wie bereits 
im Bundestagswahlkampf 
bewährt, werden alle Ma- 
terialien online zur Verfü- 
gung gestellt. 

Die Kampagnenplatt- 
form ist aufgeteilt in einen 
öffentlichen und einen inter- 
nen Bereich. Im internen Be- 
reich werden vor allem Ma- 
terialien für örtliche Veran- 
staltungen bereitgehalten. 
Schon jetzt sei ausdrücklich 
auf Argu-Karten, Aktions- 
vorschläge und Musterre- 
den verwiesen. Diese In- 
halte werden in den kom- 
menden Tagen ständig aus- 
gebaut. Den Zugang finden 
Sie auf der Homepage der 
CDU oder direkt unter 
www.cdunet.de. 

Online-Spiel: 
Im Namen des 

Adlers 
Neu auf der Kampagnen- 

plattform ist das eigens für 
diesen Anlass entwickelte 
Online-Spiel „Im Namen 
des Adlers". 

Der Sinn des Spiels ist 
schnell erklärt. Mit schlecht 
ausgearbeiteten Gesetzen, 
Steuererhöhungen und  un- 

IHRE AKTION Auf der 
Kampagnenseite halten 
wir auch Aktionsvor- 
schläge für Sie bereit. 
Möglichkeiten für Besu- 
che im örtlichen Arbeit- 
samt, Pressegespräche, 
Zielgruppenansprachen 
und vieles mehr wird er- 
läutert. Aber wir würden 
auch gerne wissen, wie 
Ihre Aktion aussieht? 
Schicken Sie uns eine 
kurze Notiz über die Pla- 
nungen oder erfolgrei- 
chen Aktivitäten Ihres 
Verbandes an cdunet 
@cdu.de. Wir werden 
die Anregungen dann 
veröffentlichen. 

nötigen Verordnungen fes- 
selt rot-grüne Politik den 

Bundesadler. Auf- 
gabe der Spieler ist es, 
den Adler zu befreien. 
Dazu muss man Stim- 
men für die CDU 
sammeln, den Schlüs- 
sel zum Ad ler-Käfig 
finden und ihn von 
seinen Ketten be- 
freien. Erst dann kann 
es mit Deutschland 
wieder aufwärts ge- 
hen. Immer daran 
denken: Je mehr SPD, 
umso schlechter geht 
es dem Adler. Also 
los! UP 
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ÖFFENTLICHKEITSARBEIT 

Es ist nicht mehr 
zu ertragen! 

Besser für die Menschen. 

Broschüre 
„Das kostet Sie Rot-Grün" 

Bestell-Nummer: 5999 
Preis je 100 Stück: 13,50 € 

inkl. MwSt.: 19,95 € 

Plakat 
„Es ist nicht mehr zu ertragen' 

DIN Al 
Bestell-Nummer: 7009 
Preis je 50 Stück: 19,00 € 
inkl. MwSt.: 22,40 € 

DIN A0 
Bestell-Nummer: 7010 
Preis je 50 Stück: 28,75 € 
inkl. MwSt.: 33,35 € 

NEU: Aktionszeitung - unsere Antwort 
auf das Versagen von Rot-Grün 

Die bundesweite Kampagne, die der General- 
sekretär eingeläutet hat (Seite 1 und 2), 
drückt das vernichtende Urteil der großen 
Mehrheit der Bürgerinnen und Bürger dieses 
Landes aus: Rot-Grün kann es nicht! 

Wie groß das Versagen der Schröder-Regie- 
rung nur ein Vierteljahr nach der Bundestags- 
wahl ist, steht in einer Zeitung, die speziell für 
die Aktionswoche vom 25. Januar bis zum 1. 

Februar gemacht ist und mit einer modernen 
Aufmachung einen attraktiven Weg der politi- 
schen Information einschlägt. 

Wichtig für alle, die sich mit unserer neuen 
Aktionszeitung an der Januar-Kampagne be- 
teiligen: Das Magazin enthält vor allem die 
Antworten und Konzepte, mit denen die Union 
die Chancen für eine bessere Politik in 
Deutschland nutzen will. 
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ÖFFENTLICHKEITSARBEIT 

Aufkleber „Rot-Grün macht sauer!' 
55 mm x 40 mm 
Bestell-Nummer: 9994 
Preis je 100 Stück: 10,00 € 
inkl. MwSt.: 11,60 € 

Postkarten 

„Mensch ärgert sich!" 

„So bedankt sich Rot-Grün bei den Wählern." 

„Ich verspreche Ihnen, das ist ein Apfel!" 

Bestell-Nummern: 9995/9996/9997 
Preis je 100 Stück: 5,25 € 
inkl. MwSt.: 6,10 € 

Die Preise in den Klammem sind inkl. 7% bzw. 16% MwSt. 
Die Versandkosten werden gemäß den Versandbedingungen berechnet. 

BESTELLANSCHRIFT 

Bertelsmann Distribution GmbH 
- IS-Versandzentrum - 

Postfach II62J3759 Versmold 
Telefax 05241-8041892 

e-mail: 
cdu-shop@bertelsmann.de 

22-UID 1/2003 



Schröder vor der Wahl: 
„Steuererhöhungen ziehen wir 
nicht in Betracht." 

Erfolglos im Land - 
Aufgestiegen im Bund 

CDU 

Broschüre 
„Kabinett Schröder" 

Bestell-Nummer: 5990 
Preis je 25 Stück: 9,50 € 
inkl. MwSt.: 10,17 € 

ÖFFENTLICHKEITSARBEIT ' 

Plakat 
„Steuererhöhungen ziehen wir nicht in Betracht' 

DIN Al 
Bestell-Nummer: 7987 
Preis je 50 Stück: 25,00 € 
inkl. MwSt.: 29,00 € 

DIN A0 
Bestell-Nummer: 7988 
Preis je 
50 Stück: 37,50 € 
inkl. MwSt.: 43,50 € 

Basier für die Menschen. CDU 

Klappkarte 
„Steuererhöhungen 
ziehen wir nicht in 
Betracht" 

Bestell-Nummer: 
9985 
Preis je 100 Stück: 
20,00 € 
inkl. MwSt.: 21,40 € 

Leporello „Willkommen in der CDU." 

Bestell-Nummer: 5932 
Preis je 100 Stück: 16,50 € 
inkl. MwSt.: 17,66 € 
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UD 
Union   Betriebs   GmbH 
Postfach   1190 
53348   Rheinbach 
PVSt,   Deutsche   Post  AG 
Entgelt   bezahlt. 

Das ist die aktuelle Wandzeitung der CDU-Bundesgeschäfts- 
stelle für Ihren Schaukasten oder Infostand. Sie kann von 
allen Kreis-, Stadt- und Ortsverbänden als Jahresabonne- 
ment beim UBG-Medienzentrum bestellt werden. 
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